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Unter dem Thema: »Herausforderungen
durch Massenvernichtungswaffen im

21. Jahrhundert« beschäftigten sich die
Clausewitz-Gesellschaft und die Bundes-
akademie für Sicherheitspolitik in ihrem
Berliner Colloquium 2010 mit der Frage,
welche Rolle Massenvernichtungswaffen
heute und in Zukunft spielen.Die Präsiden-
ten der beiden Organisationen, General-
leutnant a.D. Dr. Klaus Olshausen und Ge-
neralleutnant a.D. Kersten Lahl, begrüßten
zu der international hochrangig besetzten
Veranstaltung über 300 Teilnehmer im His-
torischen Saal der Bundesakademie für Si-
cherheitspolitik.

In seinem einleitenden Vortrag:»Das Aus-
schalten nuklearer Bedrohungen – eine
praktische Agenda für global handelnde 
Politik« erläuterte Glyn Davies, Botschaf-
ter der Vereinigten Staaten von Amerika bei
der Internationalen Atomenergieorganisati-
on (IAEO) in Wien, die Ziele der Sicherheits-
politik der Vereinigten Staaten. »Präsident
Obama will nukleare Stabilität auf einem
niedrigeren Level erreichen, und er ist fest
entschlossen, eine Welt letztlich ganz oh-
ne Nuklearwaffen anzustreben«, so Davies.

Risiken würde man dabei aber nicht einge-
hen. Um die nationale Sicherheit auch mit
weniger oder sogar ganz ohne Kernwaffen
gewährleisten zu können, würden die Ver-
einigten Staaten neue, nicht-nukleare Waf-
fensysteme entwickeln lassen und die kon-
ventionellen Streitkräfte so verstärken, dass
nicht nur die Verteidigung der eigenen Na-
tion, sondern auch die der Verbündeten si-
chergestellt werden könne. Ein neuer ato-
marer Wettlauf der Supermächte werde im-
mer unwahrscheinlicher, so Davies.Die Welt
sehe sich vor andere Herausforderungen
gestellt wie dem Problem der Proliferation
und der Bedrohung durch den nuklearen
Terrorismus. Diese Bedrohungen machten
neue Ansätze und Strategien erforderlich.
Zunächst müsse die Verbreitung von Atom-
waffen gestoppt und der Sicherung der vor-
handenen Systeme höchste Priorität einge-
räumt werden. Insbesondere müssten auch
jene Staaten und Kräfte abgeschreckt wer-
den, die bereit seien, die Entwicklung von
Kernwaffen zu finanzieren oder nukleares
Material an Terroristen weiterzugeben.Dem
Nichtverbreitungsvertrag komme hierbei ei-
ne zentrale Bedeutung zu.

Davies stellte auch noch einmal die drei
Säulen der Politik Präsident Obamas he-
raus: Nationen mit Atomwaffen müssten
sich zur Abrüstung entschließen, Nationen
ohne Atomwaffen auf diese Waffen verzich-
ten, gleichzeitig müsse aber das unveräu-
ßerliche Recht aller Nationen auf friedliche
Nutzung der Kernenergie anerkannt wer-
den. Um allen Staaten die friedliche Nut-
zung zu ermöglichen, ohne selbst Uran an-
reichern zu müssen, habe Obama verspro-
chen, eine zivile nukleare Kooperation in
Form einer »Brennstoffbank« aufzubauen.
Die Risiken der Proliferation könnten so mi-
nimiert werden. Amerika könne aber die
Probleme in der Welt nicht alleine lösen.
Aus diesem Grund habe Präsident Obama
die Staatengemeinschaft zur Zusammen-
arbeit aufgefordert. »Diejenigen, die Ame-
rika immer dafür kritisiert haben, dass es
allein vorgegangen ist, können jetzt nicht
tatenlos zusehen und darauf warten, dass
Amerika die Probleme der Welt alleine
löst.« 

Die sicherheitspolitischen Initiativen des
amerikanischen Präsidenten Obama be-
stimmten auch die folgende Panel-Diskus-

sion zum Thema: »Die Bedeutung der Ab-
schreckung im zweiten nuklearen Zeital-
ter«, die General a.D. Dr. h.c. Klaus Nau-
mann moderierte. In der bipolaren Welt des
Kalten Krieges sei die Abschreckung ein
Mittel gewesen, trotz gewaltiger Potenzia-
le an Massenvernichtungswaffen die Men-
schen vor deren Wirkung zu schützen, so
Naumann.Die Frage stelle sich nun, ob Ab-
schreckung auch in einer Welt ohne fest
gefügte Weltordnung funktionieren könne
und in einer Lage, in der auch nichtstaat-
liche Akteure in deren Besitz gelangen
könnten.

Zunächst skizzierte Botschafter Peter
Gottwald, Beauftragter der Bundesregie-
rung für Fragen der Abrüstung und Rüs-
tungskontrolle, die neuen und sehr komple-
xen sicherheitspolitischen Herausforderun-
gen. Nach einer relativ stabilen bipolaren
Welt zu Zeiten des Kalten Krieges sehe sich
die Welt heute vor allem den Gefahren der
Proliferation, den Bedrohungen durch einen
nuklearen Terrorismus und der Diskussion
um den Bedarf an zusätzlicher Energie ge-
genüber. Im Kontext mit der Klimadiskussi-
on und der damit verbundenen Ausweitung
des zivilen Kernenergiebedarfs strebten im-
mer mehr Staaten nach Kernenergie.

Auch unter den aktuellen Gegebenhei-
ten bleibe Abschreckung ein Kernelement
der Strategie, sie müsse aber neu durch-
dacht und weiterentwickelt werden. Die
»Global Zero«-Perspektive lasse sich si-
cher nicht in absehbarer Zeit realisieren,
sie bedeute aber einen Paradigmenwech-
sel und werde allein schon deshalb eine
zentrale Rolle in der sicherheitspolitischen
Diskussion spielen.Von einem zweiten nu-
klearen Zeitalter wollte Gottwald allerdings
nicht sprechen; diese Bewertung bleibe
den Historikern vorbehalten.

Nach Ansicht von Michael Rühle, Stell-
vertretender Leiter der Politischen Pla-
nungseinheit im Stab des NATO-Gene-
ralsekretärs, ist der Begriff »zweites nu-
kleares Zeitalter« gut gewählt, denn er
suggeriere zu Recht, dass viele Merkma-
le des »ersten« Nuklearzeitalters nicht
mehr uneingeschränkt gültig seien. Und er
mache deutlich, dass sich unser Denken
über Abschreckung ändern müsse. Das
zweite nukleare Zeitalter sei gekennzeich-
net durch die größere Zahl an nuklearen
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Akteuren. Die Globalisierung ermögliche
heute Staaten den Zugang zu Technolo-
gien, die ihnen im Kalten Krieg verwehrt
waren. Hinzu komme, dass die weltweit
wachsende Zahl an Kernkraftwerken so-
wie ökonomische Interessen die Nichtver-
breitung weitgehend aushebelten.Die Zahl
der Kernwaffenmächte würde dadurch
zwangsläufig größer werden.

Daraus folge aber auch, so Rühle, dass
Abschreckung weiterhin notwendig bleibe.
Die gegenwärtige Debatte um die Zukunft
der nuklearen Abschreckung sei lediglich
eine Scheindebatte, gespeist aus dem
Glauben an eine positive Vision einer nu-
klearwaffenfreien Welt und der damit ein-
hergehenden Hilflosigkeit angesichts der
Nuklearprogramme Irans und Nordkoreas
und deren Konsequenzen für die interna-
tionale Nichtverbreitung. »Wer die nuklea-
re Welt von heute und wohl auch von mor-
gen zum Maßstab nimmt, für den bleibt die
nukleare Abschreckung als einzig plausi-
ble Sicherheitsstrategie so lange unver-
zichtbar, bis die großen Konflikte der Staa-
tenwelt überwunden sind und der Besitz
von Nuklearwaffen überflüssig wird«, zeig-
te sich Rühle überzeugt.

Abschreckung bleibt notwendig…

Professor Dr. Harald Müller, Geschäfts-
führendes Mitglied des Vorstands der Hes-
sischen Stiftung Friedens- und Konfliktfor-
schung, hält im Gegensatz zu Rühle den
Begriff »zweites nukleares Zeitalter« ledig-
lich für ein Schlagwort, das zwar Wandel
suggeriere, aber ein enormes Maß an Kon-
tinuität verschleiere. Den Kampf zwischen
Kernwaffenstaaten und »Habenichtsen«
habe es schon immer gegeben.Wenn heu-
te von der Erosion der Nichtverbreitung die

Rede sei, dann werde gerne die Tatsache
verschwiegen, dass noch nie seit den fünf-
ziger Jahren die Zahl der aktiven Kernwaf-
fenprogramme so niedrig gewesen sei wie
derzeit.Auch die Gefahr des nuklearen Ter-
rorismus sei nicht neu und bereits seit 1962
ein Thema, als es um Sicherheitslücken bei
der Lagerung amerikanischer taktischer
Nuklearwaffen ging. »Ich vermag auch ei-
ner Logik nicht zu folgen, die sagt, wir sind
in einem neuen Zeitalter, alles ändert sich,
aber gleichzeitig müssen die Fundamente
der nuklearen Abschreckung exakt so blei-
ben wie im ersten nuklearen Zeitalter. Wo
ist die Logik?«, fragte Müller.

Die sicherheitspolitischen Bedingungen
nach dem Wegfall einer starren Blockkon-
frontation und verstärkten gemeinsamen
Interessen der Großmächte mache ein
neues Denken über Abrüstung erforderlich.
Nukleare Abschreckung müsse so konzi-
piert und entwickelt werden, dass sie lang-
fristig durch andere Stabilisierungsmaß-
nahmen ersetzt werden könne. Primär
sieht Müller auf drei Abrüstungsebenen
Handlungsbedarf: Zum einen müssten die
zwischen den Großmächten bestehenden
Abschreckungsverhältnisse weiterhin sorg-
fältig behandelt werden, damit sie nicht es-
kalierten.De facto spiele die Abschreckung
aber unter den Großmächten nur noch die
Rolle eines Stabilisierungselements unter
mehreren. Die zunehmende ökonomische
Interdependenz bestimme vielmehr zuneh-
mend das Verhältnis der Großmächte. Des
Weiteren komme der regionalen Abschre-
ckung im Nahen Osten eine besondere Be-
deutung zu.Die derzeit nicht lösbaren Kon-
flikte in dieser Region gelte es »einzu-
hegen«, um sie später vielleicht lösen zu
können. Und schließlich gehe es um die
Abschreckung von Regelbrechern – mit

dem Risiko, diese nicht abschrecken zu
können. Abschreckung müsse den Abrüs-
tungsprozess flankieren und dürfe diesen
nicht behindern. Der amerikanische Präsi-
dent habe dies verstanden und wisse, dass
die Nichtverbreitung durch glaubwürdige
eigene Abrüstungsschritte begleitet wer-
den müsse.

…muss aber den neuen Bedingungen 

angepasst werden

Der ägyptische Botschafter in Berlin,
Ramzy Ezzeldin Ramzy, betrachtete die
Thematik aus der Perspektive des Nahen
Ostens, aber auch aus der Sicht des ehe-
maligen Vertreters bei der IAEO in Wien.
Die Debatte in der Vergangenheit um die
Nichtverbreitung sei für ihn tief enttäu-
schend gewesen. Während man über die
Nichtverbreitung verhandelt habe, sei man
in den letzten 35 Jahren der Nichtverbrei-
tung keinen Schritt näher gekommen, ganz
im Gegenteil: »Eine nuklearwaffenfreie
Welt war niemals weiter weg«. »Mit der
Wahl Präsident Obamas gibt es nun ei-
nen Paradigmenwechsel. Ich hoffe, dass
dieser uns dem Ziel einer nuklearwaffen-
freien Welt näher bringt. Auf dieses Ziel
müssen wir gemeinsam hinarbeiten«, so
Ramzy. Für den Nahen Osten bedeute
dies, dass man eine neue Sicherheitsstruk-
tur schaffen müsse, die die Asymmetrie
aufhebe zwischen einem »nicht offiziellen
Kernwaffenstaat und Staaten, die diese
Waffen nicht besitzen«. Das richtige Instru-
ment dazu sei die Schaffung einer kern-
waffenfreien Zone in dieser Region, die für
Europa und die NATO von größter strate-
gischer Bedeutung sei, so der ägyptische
Botschafter.

Obamas Vision ist richtig

In der anschließenden Diskussion stimm-
ten die Experten darin überein, dass die
Abschreckung in den Zeiten des Kalten
Krieges mit seiner bipolaren Welt letztlich
einen mit Massenvernichtungswaffen ge-
führten Krieg erfolgreich verhindert habe.
In einer Welt ohne klare Weltordnung und
in einer Lage, in der auch nichtstaatliche
Akteure diese Waffen erwerben und an-
wenden könnten, habe sich die Rolle der
Abschreckung jedoch gewandelt. Zugleich
würden aber auch die Grenzen der Ab-
schreckung deutlich, da sie z.B. gegen
Schurkenstaaten nur sehr bedingt wirke.
Umso wichtiger sei es deshalb, die Prolife-
ration wirksam einzuschränken. Das Ziel
von Präsident Obama, alle Nuklearwaffen
auf der Welt eines Tages abzuschaffen, sei
grundsätzlich zu begrüßen. Selbst wenn
die Welt im günstigsten Fall – sollte Oba-
mas Vision Wirklichkeit werden – noch
mehr als zwei Jahrzehnte mit Atomwaffen
leben müsse, sei die Initiative begrüßens-
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wert, so Naumann. »Obamas Vision einer
Welt mit weniger oder eines Tages ohne
Atomwaffen ist richtig. Ohne diese Vision
wird immer der Vorwurf der »Habenichtse«
bestehen bleiben, wir wollten den Atom-
waffensperrvertrag als Zementierung der
Vorrechte der Nuklearmächte interpretie-
ren. Und das ist nichts weiter als ein Anreiz
zur Proliferation«.

Über die Sicherheitslage in Ostasien
sprach anschließend der japanische Bot-
schafter, Dr. Takahiro Shinyo. »Die Sicher-
heit Europas und die Sicherheit Asiens sind
untrennbar miteinander verknüpft und des-
halb sind wir sehr am neuen strategischen
Konzept der NATO interessiert«, so Shinyo.
Deutschland und Japan seien Partner, die
durch gemeinsame Werte eng verbunden
seien. Zu diesen Werten zählten das Ziel
einer Welt ohne Atomwaffen sowie Wert-
vorstellungen in Bezug auf Sicherheit, oh-
ne die Position einer militärischen Groß-
macht anzustreben. Der Verzicht Deutsch-
lands und Japans auf Kernwaffen könne
ihnen einen Wert als »Moral Power« in der
Welt verleihen. Dem Vorbild dieser beiden
Länder, nämlich einen Beitrag zum Welt-
frieden zu leisten ohne Kernwaffen und oh-
ne eine militärische Großmacht zu sein,
könnten andere Staaten nacheifern.

Über das Thema »Massenvernichtungs-
waffen im Zeitalter des internationalen Ter-
rorismus« sprachen anschließend Dr. An-
dreas Strub, Koordinator für Massenvernich-
tungswaffen beim Rat der Europäischen
Union, sowie Professor Dr. Joachim Krau-
se, Geschäftsführender Direktor des Insti-
tuts für Sozialwissenschaften an der Chris-
tian-Albrechts-Universität zu Kiel.

Strub ging in seinem Beitrag auf die Fra-
ge ein, mit welchen Maßnahmen die EU
auf die Bedrohung durch Massenvernich-
tungswaffen in der Hand von Terroristen
reagiere. Die EU sei gefordert, politische
Akzente zu setzen. Dies versuche sie zu
erreichen durch die Stärkung der Verein-
ten Nationen, das Prinzip der internationa-
len Kooperation und durch Prävention, d.h.
den Kampf gegen jene Spannungen in 
der Welt, die Terrorismus beförderten. Als
Staatengemeinschaft, der sowohl Kernwaf-
fenstaaten als auch solche Staaten ange-
hörten, die explizit auf Kernwaffen verzich-
teten, könne die EU auf besondere Er-
fahrungen verweisen, wie divergierende
Interessen politisch zusammengeführt wer-
den könnten.

Wer von Terrorismus redet, meint 

den gewaltbereiten Islamismus

Krause ging danach näher auf den Zu-
sammenhang zwischen politischem Extre-
mismus und Kernwaffen ein.Wer heute von
Terrorismus rede, meine vor allem jene Ge-
fahren, die von einem gewaltbereiten Isla-
mismus ausgehen könnten. Zum einen

könnten islamistische Extremisten wie Al-
Qaida versuchen, Kernwaffen oder ande-
re Massenvernichtungswaffen in die Hand
zu bekommen.Zum anderen – und dies sei
die größere Gefahr – könnten Extremis-
ten versuchen, die Kontrolle über ganze
Staaten zu übernehmen, um so »Scha-
ria-Staaten« zu schaffen. Diese wären
dann in der Lage, mit ihren Kernwaffen ei-
ne aggressive Politik der regionalen oder
globalen Expansion betreiben.

Um diesen Bedrohungen begegnen zu
können, müsse die Frage der Abschre-
ckung neu gestellt, aber auch nach Lö-
sungsmöglichkeiten jenseits der atomaren
Option gesucht werden. Einerseits könne
der Westen angesichts der Kernwaffen im
Iran und in Pakistan nicht auf Abschre-
ckung verzichten. Andererseits gebe es
aber auch die Überlegung, dass nur mit 
einem Verzicht auf Kernwaffen jene inter-
nationale Geschlossenheit erhalten wer-
den könne, die notwendig sei, um beste-
hende Arsenale effektiv auszutrocknen.
»Wir brauchen beides: eine systematische
Politik der Risikominimierung, die auf inter-
nationale Kooperation und auf die Fortent-
wicklung nicht-nuklearer Optionen setzt,
aber auch die robuste Form der Abschre-
ckung gegen extremistische Politik. Darauf
werden wir auch künftig nicht verzichten
können«, ist Krause überzeugt.

Ein weiteres Panel, moderiert von Dr.Oli-
ver Thränert, Stiftung Wissenschaft und
Politik, beschäftigte sich mit der Bedrohung
durch chemische, biologische und radiolo-
gische Waffen (CBR steht für: chemisch,
biologisch, radiologisch). Über das Thema
sprachen Botschafter Jacek Bylica, Head
Weapons of Mass Destruction Centre
NATO International Staff in Brüssel, Timo-
thy Jones, Principal Advisor, Office of the
Counter Terrorism Cordinator, Council of

the European Union und Dr. Iris Hunger,
Leiterin der Forschungsstelle biologische
Waffen und Rüstungskontrolle an der Uni-
versität Hamburg. Die Experten des Pa-
nels stimmten darin überein, dass die mit 
biologischen, chemischen und radiologi-
schen (Stichwort: Schmutzige Bombe)
Waffen verbundenen Gefahren nicht so
deutlich wahrgenommen würden wie die
Bedrohung durch Nuklearwaffen. Dennoch
müssten die Risiken dieser Waffenkatego-
rie hoch eingeschätzt werden, wie der Che-
mie-Anschlag der AUM-Sekte 1995 in Ja-
pan und die Milzbrandbriefe nach dem
11. September 2001 in den USA gezeigt
hätten.

Botschafter Bylica wies aus Sicht der
NATO auf die Notwendigkeit hin, eine breit
angelegte Kommunikationsstrategie mit
der Bevölkerung zu entwickeln. Auch müs-
se die Politik dafür sorgen, dass die verein-
barten Maßnahmen und Abkommen, die
den Verlust von CBRN-Materialien in ge-
fährdeten Ländern verhindern sollen, strin-
gent überwacht und durchgeführt würden.
Die NATO verfüge über gute Experten und
Spezialisten für den Umgang mit CBRN-
Gefährdungen. Unter anderem habe sie
ein so genanntes »Center of Excellence«
in der Tschechischen Republik zur Abwehr
derartiger Gefährdungen aufgebaut. Ziel
der Anstrengungen sei es, die Fähigkeiten
zur (Früh-)Erkennung und Beurteilung von
Gefährdungen, zur Warnung der Bevölke-
rung und zur Verhinderung von Anschlä-
gen zu verstärken.

Die Europäische Union, so Timothy Jo-
nes, sei der Auffassung, dass terroristische
Angriffe mit CBR-Waffen letztlich nicht ver-
hindert werden könnten, auch wenn Terro-
risten bislang eher Anschläge mit konven-
tionellen Tatmitteln verübten. Deshalb ver-
folge die EU-Strategie das Ziel, Terroristen
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die Durchführung von solchen Anschlägen
zu erschweren, unter anderem indem man
ihnen den Rückzug in »sichere Häfen« ver-
wehre, beispielsweise in Afghanistan und
Pakistan. Zum anderen verfolge man Pro-
gramme zur Beobachtung und Überwa-
chung entsprechender Aktivitäten islamis-
tischer Gruppierungen.

Einig war sich das Panel insgesamt da-
rin, dass Anschläge von eher kleinerem
Ausmaß nicht verhindert werden könnten,
dass aber ein Einsatz in größerem Umfang
als Massenvernichtungswaffen eher un-
wahrscheinlich sei. Insgesamt resultier-
ten die Gefahren der CBR-Waffen deshalb
auch nur zum Teil aus ihrer tatsächlichen
Wirkung, viel gefährlicher könnten ihre
möglichen psychologischen Auswirkungen
sein. Schon die Androhung eines Einsat-
zes könne unabsehbare Folgen für die 
Bevölkerung, die Wirtschaft und das öffent-
liche Leben haben. Die Bedrohung dürfe
insgesamt nicht verharmlost, aber auch
nicht dramatisiert werden. Gleichwohl
müssten Vorkehrungen getroffen werden,
um im Falle eines solchen Einsatzes die
Auswirkungen zu minimieren. Unabding-
bar sei vor allem die Entwicklung einer
Kommunikationsstrategie mit dem Ziel, bei
der Bevölkerung ein ausreichendes Risi-
kobewusstsein zu wecken.

Bund und Länder auf CBRN-Lagen 

gut vorbereitet

Welche Folgerungen sich für die Politik
aus den CBRN-Bedrohungen ergeben und
welche Maßnahmen zur Prävention und
Gefahrenabwehr notwendig sind, darüber
referierte am zweiten Tag des Colloquiums
Ministerialdirektor Dr. Manfred Schmidt,
Leiter der Abteilung Krisenmanagement
und Bevölkerungsschutz im Bundesminis-
terium des Inneren. Für den Bevölkerungs-
und Katastrophenschutz, für den Bund und
Länder gemeinsam die Verantwortung trü-
gen, komme es nicht so sehr darauf an,
von welcher Quelle die Gefahr für die Be-
völkerung ausgehe.Wichtig sei allein, dass
im Notfall schnellstmöglich nach einem ge-
samtstaatlichen Plan gehandelt werden
könne. CBRN-Lagen seien »sehr dynami-
sche Lagen«, bei denen das Schadens-
ausmaß wesentlich davon abhänge, ob die
Gefahrenquelle und deren Ausbreitung
schnell identifiziert und wirksame Gegen-
maßnahmen eingeleitet würden.

Nach Einschätzung von Dr. Schmidt sind
Bund und Länder auf CBRN-Lagen gut
vorbereitet. Der Bund habe ein anspruchs-
volles Ausstattungskonzept entwickelt,
dessen Ziel es sei, den Katastrophen-
schutz der Länder auf diesem Gebiet
flächendeckend zu unterstützen. Dazu
zählten insbesondere die Ausstattung mit
persönlichen Schutzausrüstungen für Ein-
satzkräfte, ABC-Erkundungskraftwagen

zur Detektion von Gefahrstoffen sowie De-
kontaminationsfahrzeuge – von beiden Ty-
pen seien je 370 großräumig über die Bun-
desrepublik stationiert worden. Sieben
Spezialeinheiten zur Analyse von Gefahr-
stoffen, so genannte »Analytische Task
Forces«, seien an sieben Standorten bun-
desweit disloziert. Diese hoch spezialisier-
ten mobilen Einsatzkräfte mit »herausra-
genden Fähigkeiten auf dem Gebiet der
chemischen Analytik« könnten innerhalb
kürzester Zeit Erstmaßnahmen einleiten
und die Führung vor Ort übernehmen. Das
Ausstattungskonzept sehe weiter die Auf-
stellung von ca. 60 »Medizinischen Task
Forces« zur Versorgung Verletzter und
Kontaminierter vor.

Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz
und Katastrophenhilfe (BBK) in Bonn arbei-
te derzeit an einem Rahmenkonzept für den
zivilen CBRN-Schutz.Es soll die bisherigen
Aktivitäten aller Ebenen zusammenführen
und die gemeinsame Grundlage für alle Vor-
kehrungen von Bund, Ländern und Kommu-
nen bei Prävention, Vorsorge und Bewälti-
gung von CBRN-Gefahren- und Schadens-
lagen werden. Das Konzept werde die
Grundlage für Führung und Einsatz, Perso-
nal und Ausbildung sowie die Ausstattung
bilden.Darüber hinaus mache es auch Vor-
gaben für die Vorbereitung der Bevölkerung
auf die neuen Herausforderungen, insbe-
sondere in den Bereichen der Risiko- und
Krisenkommunikation sowie des psychoso-
zialen Krisenmanagements.Auf diesen bei-
den Gebieten besteht nach Einschätzung
von Dr. Schmidt – neben der Beseitigung
noch vorhandener Schwächen bei der Ab-
wehr biologischer Gefahren – Verbesse-
rungsbedarf. Kommunikation sei für die öf-
fentliche Sicherheit in einer Krisenlage von
entscheidender Bedeutung; sie müsse so-
wohl präventiv, also im Vorfeld eines poten-
tiellen Ereignisses (Risikokommunikation),
erfolgen wie auch im Falle des Eintritts des
Ereignisses (Krisenkommunikation) und
müsse sich sowohl nach innen an die Ak-
teure des Krisenmanagements als auch
nach außen an die Bevölkerung richten.Die-

se Kommunikation müsse offensiv über Ri-
siken und potentielle Gefahren informieren,
damit jeder Bürger eigene Vorsorgemaß-
nahmen treffen, sich mit Selbstschutzmög-
lichkeiten vertraut machen und so Risiken
ausweichen könne.Das BBK informiere mit
dieser Zielsetzung schon jetzt die Bevölke-
rung im Rahmen der privaten Notfallvorsor-
ge über das richtige Verhalten bei CBRN-
Gefährdungen. Denn bei einem biologi-
schen, chemischen oder radiologischen
Angriff komme es entscheidend darauf an,
dass die Menschen sich von den ersten Mi-
nuten an richtig verhielten.

Breiter politischer Konsens 

bei Katastrophenschutz und 

Gefahrenabwehr

Dass das Thema Gefahrenabwehr und
Prävention in der Politik angekommen ist,
wurde in der abschließenden politischen
Diskussion von Mitgliedern des Deutschen
Bundestages deutlich, die Prof. Dr. Johan-
nes Varwick von der Universität Erlangen-
Nürnberg moderierte. Die Mitglieder des
Bundestages Clemens Binninger (Innen-
ausschuss, CDU), Omid Nouripour, (Ver-
teidigungsausschuss, B90/Grüne) sowie
Uta Zapf, (Auswärtiger Ausschuss, SPD)
stimmten darin überein, dass Katastro-
phenschutz und Gefahrenabwehr ein Ge-
bot der Stunde seien; das Thema dürfe
deshalb auch kein parteipolitisches Streit-
thema werden. Auch durch diese Panel-
Runde zog sich wie ein roter Faden die For-
derung hin, dass Politik und Administrati-
on offener mit der Bevölkerung über die
Gefährdungen durch CBRN-Mittel kommu-
nizieren müssten; bisher geschehe das
eher zu zurückhaltend.

Trotz dieses immer wieder betonten Kon-
senses im Grundsätzlichen waren die Po-
sitionen der Politiker in Detailfragen doch
zum Teil deutlich unterschiedlich, zum Bei-
spiel in der Frage des Einsatzes der Bun-
deswehr im Innern in einer Katastrophen-
lage. So hält MdB Binninger (CDU) auf
Grund der durch die Terrorismusbedro-

v.l.n.r.: Omid Nouripour, MdB Die Grünen, Prof. Dr. Johannes Varwick, Clemens Binninger, MdB CDU, Uta Zapf,
MdB SPD, Dr. Manfred Schmidt, Bundesministerium des Innern.
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hung geänderten Sicherheitslage im In-
neren eine »maßvolle Erweiterung« des
Artikels 35 des Grundgesetzes für notwen-
dig, zum Beispiel damit die Deutsche Ma-
rine von See aus die Gefährdung deut-
scher Containerhäfen verhindern könne.
Omid Nouripour (B90/Grüne) hält zwar die
Hilfe der Bundeswehr im Innern in Kata-
strophenfällen ebenfalls für notwendig –
wie alle Diskutanten, eine Gesetzesände-
rung sei dafür aber nicht erforderlich. Un-
terschiedliche Einschätzungen bestanden
auch darüber, ob die föderale Zuständig-
keitsaufteilung im Katastrophenschutz zwi-
schen Bund und Ländern die Bewältigung
einer Gefahrenlage möglicherweise er-
schwere.

Neues Strategisches Konzept der

NATO: behutsame Fortschreibung

Zum Schluss des Colloquiums sprach
Botschafter Ulrich Brandenburg, scheiden-
der Ständiger Vertreter der Bundesrepu-
blik Deutschland im Nordatlantikrat, zum
Thema »Zur Lage der NATO – Afghanis-
tan und die Folgen«.Brandenburg verwies
zunächst darauf, dass sich die Allianz beim
nächsten Gipfeltreffen im
November dieses Jahres
ein neues Strategisches
Konzept geben werde. Im
Bündnis fänden viele das
geltende Strategische Kon-
zept von 1999 zwar »noch
immer erstaunlich aktuell«,
und auch er habe in den
letzten Jahren immer wie-
der davor gewarnt, sich
»leichtfertig« auf die Formu-
lierung eines neuen Stra-
tegischen Konzepts einzu-
lassen.Denn die NATO ha-
be 2002/2003 wegen des
Irak-Krieges eine »tiefe
Spaltung erlebt«. Auch in
der Frage einer NATO-Er-
weiterung um Georgien
und damit verbunden dem
Verhältnis zu Russland hätten deutlich 
unterschiedliche Positionen unter den
Bündnispartner bestanden. Botschafter
Brandenburg weiter: »Hätten wir damals
mit einem neuen Strategischen Konzept
angefangen, so wären wir nicht weit ge-
kommen«. Heute allerdings sieht er die
Chancen auf einen Konsens für »eine be-
hutsame« Weiterentwicklung des Strategi-
schen Konzepts besser als noch vor eini-
gen Jahren. Da das Strategische Konzept
»kein unverbindliches« politisches Doku-
ment sei, müssten sich alle Verbündeten
damit identifizieren können und es für die
eigene Verteidigungsplanung umsetzen.
Nach seiner Prognose werde sich in dem
neuen Konzept das »Gleichgewicht von Er-
wartungen und Aufgaben« im Vergleich mit

dem seit elf Jahren bestehenden derzeiti-
gen Konzept nicht wesentlich verändern.
Es gehe bei der Neuformulierung vor al-
lem um eine »glaubhafte Unterfütterung
der Artikel 5-Garantie«; das schließe die
Fähigkeit zur Abschreckung und zur Terri-
torialverteidigung ebenso ein wie zum
Schutz der NATO-Interessen am Hindu-
kusch.

Afghanistan bezeichnete Brandenburg
als derzeit größte operative Herausforde-
rung für das Bündnis. Die NATO-Streitkräf-
te befänden sich dort »in einem komplexen
Stabilisierungs- und Wiederaufbauprozess,
der besondere Anforderungen an das Mi-
litär« stelle. Politisch hänge von einem Er-
folg der Operation viel ab. Das Bündnis 
sehe sich aber auch vor weiteren Sicher-
heitsherausforderungen wie Proliferation,
Terrorismus, lokalen Konflikten und unter-
schwelligen Spannungen beim Thema eu-
ropäische Sicherheit. Die Rolle der USA im
Bündnis sei durch ihr »gewaltiges Engage-
ment in Afghanistan« noch wichtiger ge-
worden. Die US-Administration sei bereit,
sich mit den Europäern zu konsultieren und
nutze dazu die NATO. »Ich hoffe und wün-
sche, dass diese Funktion des Bündnisses

künftig von den Europäern wieder ernst ge-
nommen und besser genutzt wird«, so
Brandenburg am Schluss seines Vortrags.

Mit dem Dank an alle Teilnehmer, Vortra-
gende und Organisatoren – allen voran die
Bundesakademie für Sicherheitspolitik –
schloss der Präsident der Clausewitz-Ge-
sellschaft, Dr.Olshausen, das Berliner Col-
loquium 2010. ■

Werner Baach, Oberst a.D. und Journa-
list, war im Vorstand der Clausewitz-Ge-
sellschaft bis Ende September 2009 für die
Informationsarbeit verantwortlich. Oberst
a.D.Wolfgang Fett ist seit dem 1.Septem-
ber 2009 mit der Wahrnehmung der Infor-
mationsarbeit der Clausewitz-Gesellschaft
beauftragt.

Die Außenminister legen sich eifrig ins
Zeug. Die Verteidigungsminister wol-

len bald folgen. Das Weimarer Dreieck soll
wieder Leben eingehaucht bekommen.
»Weimarer Dreieck«, das war die gleicher-
maßen logische wie geniale Formel, mit
der unmittelbar nach dem Ende des Kal-
ten Krieges Polen der Weg in die demokra-
tische Gemeinschaft Europas erleichtert
werden sollte. Hans-Dietrich Genscher lud
damals, zum 29. August 1991, seinen pol-
nischen Kollegen Krzysztof Skubiszewski
und seinen Freund Roland Dumas, den Au-
ßenminister Frankreichs, nach Weimar ein.
Die Aussöhnung zwischen Deutschen und
Polen sollte sich am lebenden Beispiel der
Aussöhnung zwischen Deutschen und
Franzosen orientieren können und zugleich
sollten Deutsche und Franzosen demons-
trieren, wie sie gemeinsam den Polen auf
ihrem Weg in die Institutionen des demo-
kratischen Europa ihre Solidarität erweisen
wollen. Seit 1999 ist Polen Mitglied der
NATO, seit 2004 der EU. Damit ist das Ziel
erreicht.Wozu also noch, sechs Jahre da-
nach, das »Weimarer Dreieck«?

In der Tat, im Jahre 2003 fielen dunkle
Schatten auf das Dreieck. Polen hatte den
»Brief der Acht«-NATO-Partner unter-
schrieben, die George W. Bush darin ihre
Unterstützung im kommenden Irak-Krieg
zugesagten, den Frankreich und Deutsch-
land ablehnten. Der damalige Staatspräsi-
dent Jacques Chirac rüffelte daraufhin öf-
fentlich den kommenden EU-Partner, der
wiederum den öffentlichen Rüffel übel-
nahm. Die Wahl der Kaczinsky-Brüder an
die Spitze von Staat und Regierung in Po-
len im Jahr 2005 sowie das Engagement
der deutschen Regierung zugunsten der
»Northstream«-Pipeline für russisches
Gas durch die Ostsee im selben Jahr, das
die Polen als eine Missachtung ihrer Inte-
ressen betrachteten, taten ein übriges, um
die Beziehungen abkühlen zu lassen.

Seit 2008 zeichnet sich eine Wiederbe-
lebung der Kooperation in diesem Format
ab. Vor allem Polens Regierung unter Mi-
nisterpräsident Donald Tusk und beson-
ders Außenminister Radoslaw Sikorsky ge-
ben sich große Mühe, das »Dreieck« zu re-
aktivieren. Und das Quai d’Orsay ist sehr
engagiert.Seit 2006 haben auf sicherheits-
politischem Gebiet auch der Generalin-
spekteur und die Generalstabschefs Frank-
reichs und Polens kontinuierliches Enga-
gement gezeigt, selbst als Schwierigkeiten
zwischen den Verteidigungsministern den
Austausch auf politischer Ebene erschwer-
ten. Und auch jetzt könnte dieses Format

Detlef Puhl
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Botschafter Ulrich Brandenburg, Ständiger Vertreter der Bundesrepublik
Deutschland im Nordatlantikrat.


